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Kommentar

Höheres Wachstum erfordert 
Strukturreformen
von Christian Dreger

Nach dem beispiellosen Absturz der Produktion kehrt die Wirtschaft 
in Deutschland allmählich wieder auf einen Wachstumspfad zurück. 
Während im zweiten Quartal bereits ein leichtes Plus von 0,3 Prozent 
beim realen Bruttoinlandsprodukt erzielt wurde, hat die Wirtschaft im 

dritten Quartal spürbar an Fahrt aufgenommen. Das Tempo bleibt jedoch nicht erhalten. 
Vielmehr ist zu erwarten, das sich die Erholung im nächsten Jahr nur in abgeschwächtem 
Maß fortsetzt. Geht man von den aktuellen Vorhersagen aus, dürfte der Produktions-
einbruch im Zuge der Finanzkrise erst nach einigen Jahren überwunden werden.

Ursächlich dafür ist eine schwächere Wachstumsrate des Produktionspotentials, das 
die längerfristige Entwicklung einer Volkswirtschaft beschreibt. Das Trendwachstum ist 
aus mehreren Gründen rückläufig. Erstens ist nur mit einer relativ geringen Nachfrage 
nach Ausrüstungsgütern zu rechnen, weil die bestehenden Kapazitäten hochgradig 
unterausgelastet sind. Zweitens wird sich die Lage am Arbeitsmarkt verschlechtern. 
Zwar wird die Entwicklung bei weitem nicht so schlimm ausfallen, wie zunächst be-
fürchtet. Aber auch die strukturelle Unterbeschäftigung wird sich erhöhen. Drittens 
werden die Ausgaben der Unternehmen für Forschung und Entwicklung nur mäßig 
zulegen. Dieses prozyklische Verhaltensmuster führt zu einem weniger intensiven 
technischen Fortschritt.

Allerdings kann die Wirtschaftspolitik einer drohenden Verlangsamung des Potential-
wachstums entgegenwirken. Eine Strategie besteht in einem öffentlichen Investitions-
programm, das deutlich über die Laufzeit der konjunkturstimulierenden Maßnahmen 
hinausgeht. Dabei sind Projekte auszuwählen, für die ein positiver Wachstumsimpuls 
wahrscheinlich ist. Ein langsamer, aber nachhaltiger Ausbau der Infrastruktur ist besser 
als eine einmalige, reflexartige Erhöhung von Investitionen, die die Planungssicherheit 
der Bauunternehmen nicht verbessert und wegen der vielerorts bereits angespannten 
Kapazitäten in Preiseffekten verpufft. Ein längerfristiges Investitionsprogramm ist mit 
einer stärkeren Konsolidierung bei den konsumtiven Staatsausgaben zu verbinden. 
Dies würde das Risiko vermeiden, dass die Umsetzung der Schuldenbremse zu einer 
Investitionsbremse mutiert. Ein wachstumsförderndes Element einer Steuerreform ist 
insbesondere die Vereinfachung des Steuer- und Abgabensystems. Die Abschaffung 
von Ausnahmeregelungen vermindert Aktivitäten zur Steuervermeidung und kann 
so frei werdende Ressourcen in produktivere Verwendungszwecke lenken. Schließlich 
sind Strukturreformen an den Produkt- und Arbeitsmärkten weiter erforderlich. Dies 
gilt auch für Reformen beim Kündigungsschutz. Dabei geht es keineswegs um einen 
Kahlschlag von Arbeitnehmerrechten, erhöht der Kündigungsschutz doch die Rendite 
von Investitionen in Humankapital. Ein befristet geringerer Kündigungsschutz für 
Neueinstellungen kann jedoch dazu beitragen, den Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt 
zu erleichtern, und so das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit vermindern.

*Dr. habil. Christian Dreger leitet die Abteilung Konjunktur am DIW Berlin.
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